2016-21/FWT/019
31.05.2021

Protokoll
tber die offentliche Sitzung

des Ausschusses fir Finanzen, Wirtschaft und Tourismus
am Mittwoch, dem 19.05.2021, 19:00 Uhr,
in der Aula der Schule "Altes Amt Friedeburg" in Friedeburg, Luttmoorland 2

Anwesend:
= Ausschussmitglieder

Bjorn Fischer, Marx (Vorsitzender)

Olaf Gierszewski, Horsten (Vertretung fir Ratsfrau Maike Eilers)

Detlef GruRing, Bentstreek (Vertretung fur Ratsfrau Mareike Ortgiesen-Ermlich)
Frauke Heeren, Reepsholt

Thorsten Hyda, Friedeburg

Walter Johansen, Horsten

Burkhard Putschke, Friedeburg

Doris Stehle, Horsten

Henning WeilRbach, Wiesede (ab 19:08 Uhr/ TOP 5)

= beratendes Mitglied

Andreas Haak, Etzel

= beratende Mitglieder fur den Jugendbereich
Ole Weber, Jugendparlament

= Vertreter der Verwaltung

Helfried Goetz, Blrgermeister

GR Nils Janf3en

GAR Matthias Rahmann
Verw.-Angest. Marion Renken (Protokollfihrerin)

TOP 1 Er6ffnung der Sitzung

Der Vorsitzende eroffnete um 19.00 Uhr die dffentliche Sitzung und begriifdte die Anwesenden.
Er bat darum, wéhrend der Sitzung die FFP2-Masken zu tragen, auch wenn dies It. Hygiene-
Verordnung des Landkreises nicht verbindlich vorgeschrieben sei.

TOP 2 Feststellung der ordnungsmaéaRigen Ladung und Beschlussféhigkeit

Der Vorsitzende stellte fest, dass form- und fristgerecht mit Schreiben vom 10.05.2021 zur
Sitzung eingeladen worden und der Ausschuss beschlussfahig sei. Einwendungen dagegen
wurden nicht erhoben.
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TOP 3 Feststellung der Tagesordnung

Der vorliegenden Tagesordnung wurde mit 8 Ja-Stimmen zugestimmt.

TOP 4 Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 17.09.2020

Ratsherr Putschke erklarte zu der von ihm im Protokoll gemachten Aussage bezlglich der
Durchfiihrung eines Losverfahrens, dass er dieses Verfahren nicht grundséatzlich ausschlief3en
wirde. Es sei vielmehr so, dass das letztmalig fur Baugrundstiucke in Horsten durchgefiihrte
Verfahren, problematisch gewesen sei und sich hier gezeigt habe, dass man sich Uber die
Vergabekriterien Gedanken machen musse.

Das Protokoll der Sitzung vom 17.09.2021 wurde mit 7 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung
genehmigt.

TOP 5 Einwohnerfragestunde

Hierzu gab es folgende Wortmeldungen:

1.

Auf entsprechende Anfrage von Herrn G. aus Friedeburg erlautere der BM, dass die
gemeindliche Streuobstwiese am Friedeburger Tief moglichst naturnah bleiben und ein
Obstbaumschnitt nur erfolgen solle, wenn es fachlich angesagt sei. Dieser werde dann
entsprechend regelméaRig durch den Bauhof durchgefuhrt.

Herr M.-T. aus Marx bezog sich auf einen Zeitungsbericht lber die zu fallende Eiche auf
dem Friedeburger Marktplatz. Aus seiner Sicht habe man nicht alle technisch méglichen
Schritte unternommen, um diesen Baum zu retten. Nachdem der BM auf den irreparablen
Wurzelschaden bei diesem Baum hingewiesen hatte, verwies Herr M.-T. auf das Verfahren
in anderen Stadten und Gemeinden mit Baumen, die ein ahnliches Schadbild aufwiesen.
Hier seien die Baume mit Stahlstreben gesichert worden. Der BM erklarte hierzu, dass das
angefertigte Gutachten bedauerlicherweise keine Alternative zur Fallung aufgezeigt habe
und auch Stahlabstiitzungen nicht ausreichen wiirden, eine Gefahrdung auszuschliel3en.
Nach Ansicht von Rh. GriRing, habe alles seine Zeit und auch ein solches Mahnmal sei
nicht fur die Ewigkeit geschaffen. Wenn ein Erhalt moglich sei, solle dies fur solche
ortshildpragenden B&ume natirlich erfolgen, ansonsten sei es nur verninftig eine
Neuanpflanzung vorzunehmen. Diesem Vorschlag schloss sich Rh. Putschke an. Zu
diesem Thema habe es auch einen Austausch in der Fraktion gegeben.

(Rh. WeiRbach nahm ab 19:08 Uhr an der Sitzung teil.)

Frau H. aus Hesel wollte wissen, welche pandemiebedingten MalRnahmen bis zum
Jahresende fur die Grundschulen und Kindertagesstatten in der Gemeinde Friedeburg
geplant seien, um diese fur die Pandemie ,winterfest zu machen. Insbesondere erkundigte
sie sich nach dem Einsatz von Luftfilteranlagen und deren Kosten sowie dem Kostentrager.
Der BM verwies auf die umfangreichen Hygiene-Konzepte in den Schulen und
Kindertagesstatten in der Gemeinde Friedeburg, welche in Abstimmung mit den Schulen
umgesetzt worden seien. Man habe sich dabei schon frihzeitig mit der Thematik der
Luftfilteranlagen auseinandergesetzt und fir jeden Standort ein solches Geréat besorgt.
Diese seien dann in den Lehrerzimmern getestet worden. Mit der umfassenden
Durchfiihrung von Schnelltests stdnden die bereits aufgestellten mobilen Luftfilteranlagen
aber nicht mehr im Vordergrund. Die Grundschulen hétten sich vielmehr fur das
regelmafige Luften entschieden, die Gerate alleine wirden nichts bringen. Wichtig sei im
Ubrigen zu verhindern, dass eine Infektion erst in die Einrichtung komme. Eine
hundertprozentige Sicherheit kdnne man jedoch nie gewahrleisten. Hier sei dann schnelles
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Handeln notwendig. So konnte z. B. durch frihzeitiges Erkennen und Reagieren eine
Verbreitung der Epidemie in der Ev.-luth. Kindertagesstéatte Reepsholt und der Grundschule
in Wiesede verhindert werden. Ein spezielles Budget fir Anschaffungen im Rahmen der
Covid-19-Pandemie gebe es nicht, so der BM auf weitere Nachfrage von Frau H. In einer
Notsituation seien jedoch notwendige Mittel im Rahmen der Gefahrenabwehr zur Verfigung
zu stellen. AbschlieBend erklarte der BM, dass die Bekampfung der Pandemie eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe und gerade in speziellen Fragen auch die
Landesregierung in der Pflicht sei. Die Gemeinde konne hier nicht alles im Alleingang
|6sen.

TOP 6 Bericht Giber die Haushaltslage und Sachstandsbericht Jahresabschluss
2011
Vorlage: 2021-040

GAR Rahmann erlauterte den vorliegenden Bericht Uber die Haushaltslage und den
Sachstandsbericht zum Jahresabschluss 2011.

Er wies darauf hin, dass neueste Steuerschatzungen im Bericht noch nicht beriicksichtigt seien.
Die Prognosen fur den Uberwiegenden Teil der Einnahmehaushaltsstellen lagen ,im grinen
Bereich®; die weitere Entwicklung bliebe jedoch abzuwarten. Auch die Summe der liquiden
Mittel habe sich bereits wieder verandert. Insgesamt gehe man zwar davon aus, dass aufgrund
der Corona-Pandemie Einbriiche zu erwarten seien, die Ansatze aber so gehalten werden
konnten. Aufgrund seiner erst kurzlich aufgenommenen Tatigkeit als Kammerer und der
momentan prekdren Personalsituation im Fachdienst Finanzen versprach er, einen konkreten
Bericht zum Sachstand des Jahresabschlusses 2011 zu einem spateren Zeitpunkt vorzulegen.

Der Vorsitzende bedankte sich bei GAR Rahmann fir die gegliickte Premiere.

Auch Rh. Haak bedankte sich fir den arbeitsintensiven Bericht. Auf entsprechende Anfrage und
Anregung bzgl. der farbigen Darstellung im vorliegenden Bericht erklarte BM Goetz, dass beim
sog. Ampelsystem nur drei Farben zur Verfligung stiinden und das Kennzahlensystem Uber
mehr Aussagekraft verflige. Die Datenerhebung mache aktuell jedoch viel Arbeit. Durch
Erfahrungswissen konne man aber auch bei einzelnen Positionen bereits heute sagen, dass die
dort angegebenen Summen erreicht wurden. Insofern sei hier entsprechend eine griine
Darstellung gewahlt worden, auch wenn die dargestellten Ansadtze dies nicht immer
wiedergeben wirden.

Rfr. Stehle erkundigte sich nach der Genehmigung von Haushaltssatzung und —plan 2021 und
der Einschatzung von GAR Rahmann zur aktuellen Personalsituation im Fachbereich Finanzen.

BM Goetz teilte mit, dass die Haushaltssatzung 2021 dem Landkreis Wittmund vorliege und
man im Dialog stehe. Der Landkreis habe inzwischen um eine Fristverlangerung fir die
Genehmigung bis zum 30.06.2021 gebeten, welcher auch zugestimmt worden sei.

GAR Rahmann berichtete Uber den aktuellen und zu erwartenden Personalbestand im
Fachdienst Finanzen und wies dabei darauf hin, dass durch das Ausscheiden eines Grolteils
des urspriinglichen Personalstamms viel Erfahrungswissen verloren gegangen sei. Hier sei
man dabei, auch durch entsprechende Fortbildungen z. B. zur Finanzsoftware, den
Kenntnisstand weiter zu verbessern.

Rh. Hyda erklarte, dass die bisherige Darstellung des Berichts problematisch sei und man
zuklnftig auch die Zahlen des Vorjahres mit abbilden solle, um dem Bericht eine grof3ere
Aussagekraft zu geben.

Auf entsprechende Anfrage von Rh. Hyda gab BM Goetz an, dass Haushaltssatzung und —plan
2021 Anfang Dezember 2020 im Gemeinderat beschlossen und Anfang Februar dem Landkreis
Wittmund vorgelegt worden seien. Zu welchem Zeitpunkt eine erste Ruckfrage seitens des
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Landkreises erfolgt sei, konne er aus der Erinnerung nicht sagen. Er wies darauf hin, dass in
der Gemeindeverwaltung in Folge drei Kdmmerer am Haushalt 2021 gearbeitet hatten und bat
um Verstandnis fur die daraus resultierende verspatete Vorlage beim Landkreis. Diese sei ihm
sicherlich zuzurechnen. Eine Kritik gegenuber dem Landkreis Wittmund sei nicht angebracht,
da dort die Haushaltssatzungen und -pléane aller kreisangehorigen Stadte und Gemeinden zur
Genehmigung vorgelegt wilrden und in der Reihenfolge ihres Einganges bearbeitet wirden.

Rh. Hyda zeigte kein Verstandnis fur das spate Vorlegen von Haushaltssatzung u. —plan 2021
beim Landkreis. Er betonte jedoch, dass er kein Verschulden bei der Politik sehe. Weiter
erkundigte sich Rh. Hyda nach dem aktuellen Stand des Jahresabschlusses 2011 und nach der
Zusammenarbeit mit der Uelzener Doppik Beratungsgesellschaft. Er fragte nach, warum sich
die Abschlussarbeiten derart verzégern wurden.

BM Goetz versprach, in der kommenden Sitzung im Juni n&dhere Einzelheiten zum
Jahresabschluss 2011 vorzutragen. Er verteidigte die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Verwaltung, die unter den gegebenen personellen Umstéanden, ihr Moglichstes taten.

Rh. Hyda sprach in diesem Zusammenhang von einer schon seit langerem bestehenden
Schieflage und kritisierte, dass die oben genannte Beratungsgesellschaft augenscheinlich viel
Geld bekame, ohne abzuliefern. Er bat darum, dass die Beratungsgesellschaft zur nachsten
Sitzung des Finanzausschusses eingeladen werde.

Der Bericht Uber die Haushaltslage und der Sachstandsbericht Jahresabschluss
2011 wurden zur Kenntnis genommen. Es erfolgte keine Beschlussfassung.

TOP 7 Antrage

TOP 7.1 Erstellen einer "Melde-App" in der Gemeinde Friedeburg (Antrag von Rh.
Stefan Gaidies vom 04.01.2021)
Vorlage: 2021-010/1

Rh. Gaidies erlauterte seinen bereits in der letzten Ratssitzung vorgestellten Antrag.

Rh. Johansen erklarte, dass bisher der Ortsvorsteher der erste Ansprechpartner des Birgers
bzw. der Blrgerin sei und dieser die Meldung an die Gemeindeverwaltung weitergebe. Seltener
werde als erstes die Verwaltung informiert. Bei Einfihrung der App werde der Ortsvorsteher gar
nicht oder lediglich im Nachgang von der Verwaltung informiert. Er halte eine App nicht fir
erforderlich und habe Sorge, dass der Ortsvorsteher dann nicht mehr auf dem Laufenden sei.

Rfr. Stehle bemerkte dazu, dass es sicherlich technisch mdglich sei, die Meldung gleichzeitig
mit an die Ortsvorsteher zu versenden. Auch muisse man fir junge Menschen moderner
werden. In diesem Zusammenhang wies sie auf die Neugestaltung der Friedeburger
Homepage hin, welche schon seit 4 Jahren ausstehe. AbschlieRend fragte sie nach den Kosten
einer Melde-App.

Rh. Haak zahlte die Vielzahl von Mdoglichkeiten auf, wie man heutzutage den Ortsvorsteher
erreichen kdnne (E-Mail, Handy, Telefon, direkte Ansprache). Dabei hob er den personlichen
Kontakt hervor. Es sei wichtig, dass die Menschen in der Ortschaft wissten, dass es
Ortsvorsteher/innen gebe, die man jederzeit ansprechen kénne. Er halte die Melde-App daher
ebenfalls nicht fir erforderlich. Er erwarte Mehrarbeit.

Rh. GrifR3ing sprach Uber seine Erfahrungen mit einer ortsinternen WhatsApp-Gruppe in
Bentstreek. Er sah eine Gefahr fur die Verwaltung, in der Eskalation von Meldungen. Viele
unwichtige Meldungen kénnten dann zu Lasten der wichtigen Ubersehen werden. Aul3erdem
gab er zu bedenken, dass eine solche App auch regelmé&Rig gepflegt werden misse. Man solle
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sich Neuerungen nicht verschlieBen, kénne dies aber auch auf anderen digitalen Wegen tun.
Die Melde-App halte er nicht fUr ein geeignetes Mittel.

Rh. Putschke schloss sich der Aussage seiner Vorredner im Wesentlichen an und verwies auf
die Filterfunktion des Ortsvorstehers. Digitalisierung sei nicht immer nur von Vorteil. Er sprach
sich ebenfalls gegen eine Melde-App aus.

Rh. Gaidies fuhrte an, dass ein Foto, per Melde-App verschickt, oft aussagekréftiger sei als eine
Beschreibung. Er sehe auch keine Mehrarbeit fir die Verwaltung, sondern eine Zeitersparnis in
der Kontaktaufnahme zwischen Ortsvorsteher und Verwaltung und es erfordere weniger Papier.
Er berichtete von guten Erfahrungen anderer Kommunen. Die Kosten einer Melde-App wirden
mit einer 3-4 stelligen Summe kaum ins Gewicht fallen. Er bat abschliel3end um Zustimmung zu
seinem Antrag.

Die Rhen Gierszewski und WeiRbach sahen ebenfalls die Gefahr einer Uberflutung mit
Meldungen per App. Sie hoben nochmal die Filterfunktion des Ortsvorstehers und die
Aufgabenerledigung auf dem ,kleinen Dienstweg“ hervor und sprachen sich gegen eine Melde-
App aus.

Der BM wies in dem Zusammenhang noch einmal darauf hin, dass aus Datenschutzgriinden
WhatsApp und Facebook keine offiziellen Kommunikationsmittel der Gemeinde seien.

Rfr. Stehle erklarte, dass die Einfihrung einer solchen App nichts an der Wertschatzung fir die
Ortsvorsteher/innen &ndere. Hier sei zwischen dem technischen System und der praktischen
Umsetzung vor Ort zu unterscheiden. Auf weitere Nachfrage von Rfr. Stehle, bezifferte der BM
die jahrlichen Kosten einer Melde-App - je nach Modell - mit 1.500,-- € bis 4.500,-- €.

Der Antrag von Rh. Stefan Gaidies vom 04.01.2021 wurde mit 2 Ja-Stimmen, 6-Nein-Stimmen
und 1 Enthaltung abgelehnt.

Dem Verwaltungsausschuss wird vorgeschlagen, folgenden Beschluss zu fassen:
Fir die Gemeinde Friedeburg ist eine ,,Melde-App*“ einzurichten.
TOP 7.2 Uberprifung der Personalsituation des Bauhofes (Antrag der CDU-

Ratsfraktion vom 28.01.2021)
Vorlage: 2021-021

Der BM erlauterte anhand eines Sachstandsberichts die aktuelle Situation. Die Einstellung von
Saisonarbeitern sei u. a. ein gro3es Thema und die Festeinstellung einer Kraft aus diesem
Kreis winschenswert. Der Bericht ist als Anlage diesem Protokoll beigefiigt.

Rh. GruRing bedankte sich fur die Ausfihrungen und erklarte, dass die gestellten Fragen so
beantwortet seien. Ziel sei es gewesen, zu fragen, wer die vielfaltige Arbeit des Bauhofes
erledige und wie man fur die Zukunft aufgestellt sei. Man habe sich hier nun Gedanken
gemacht und das Thema in den Fokus gertickt.

Rh. Putschke fiihrte aus, dass von der CDU-Fraktion, nach seinem Verstandnis, formell gar
kein Antrag gestellt worden sei. Man sei sich im Ubrigen dariiber einig, dass der Leiter des
Bauhofes sehr kompetent sei und man diesen vorher habe direkt befragen kdnnen. Man
vertraue hier auch auf die Verwaltung und den Birgermeister, dass flir eine angemessene
personelle Ausstattung des Bauhofes gesorgt werde.

Rh. Johansen stimmte der Einschatzung des Sachstandsberichtes zu. Man misse immer
schauen, was die zu leistenden Aufgaben seien und wie viele Leute hierfur bendétigt wirden. Es
sei ggf. auch Uber die externe Vergabe bestimmter Aufgaben nachzudenken. Wichtig sei dabei
aber immer dann auch die Kontrolle der Leistungserbringung.
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Rfr. Stehle stellte klar, dass aus ihrer Sicht ganz klar ein Antrag besprochen werde. Es sei nun
lediglich etwas unglicklich, dass dieser Antrag ohne Beschluss bereits beantwortet worden sei.
Wichtig sei es, am Ende ein verniinftiges Personalkonzept zu haben. Es bliebe jedoch auch der
Eindruck, dass Herr Decker als Bauhofleiter wohl nicht bereits im Vorfeld des Antrages beteiligt
worden sei, was sicher hilfreich gewesen ware. Ansonsten sehe sie den Altersdurchschnitt im
Bauhof kritisch und erkundigte sich nach einer evtl. Verkomplizierung der Aufgaben. Dinge wie
die Baumkontrollen seien ja bereits vorher durchzufiihren gewesen. Die externe Vergabe von
Aufgaben sei im Ubrigen natirlich eine Option.

Rfr. Heeren bedankte sich fir die gute Zusammenstellung der Daten durch den BM. Man
misse den Altersdurchschnitt im Auge behalten und dem Wunsch von Herrn Decker auf
Festeinstellung einer bisherigen Saisonkraft solle nachgekommen werden.

Rh. Hyda erkléarte, dass die Grundarbeitsfahigkeit des Bauhofes stets gewéhrleistet sein misse.
Eine stetige Aufgabenkritik sei dabei immer notwendig.

Rh. Weillbach erlauterte mit Blick auf eine mdéglich Aufgabenkritik, dass man sich Gedanken
machen musse, ob alle Beete und Unkrautentfernungen immer notwendig seien. Hier bestiinde
u. a. durch die Anlegung von Blihwiesen und die Reduzierung der allgemeinen
Pflegetatigkeiten die Mdglichkeit der Freisetzung von Arbeitskraft.

Rh. Haak zeigte sich erfreut tber die Beleuchtung der Aufgaben des Bauhofes und die daraus
entstandene Diskussion. Er erlauterte, dass der Altersdurchschnitt im Vergleich zu anderen
Berufsbildern nicht unbedingt kritisch zu sehen sei. Wiinschenswert sei eine Auflistung aller
Aufgaben des Bauhofes und man muisse im Blick haben, dass sich auch durch den Wegfall von
Arbeiten durch die ortsanséssigen Landwirte wie z. B. dem Mulchen der Seitenrander,
Mehrarbeit fur den Bauhof ergeben kénne.

Der BM erklarte abschlieRend, dass der Leiter des Bauhofes sich jeden Tag im Rathaus
befande und man so schon immer einen direkten Sachstand lber die Entwicklungen im Bauhof
bekomme. Er wies nochmal darauf hin, dass sich die Arbeiten des Bauhofes geandert hatten.
Strengere Dokumentationspflichten und Vorgaben des Kommunalversicherers seien hier u. a.
bei der Baumkontrolle zu erflillen. Ansonsten gebe es fir den Bauhof schon seit tiber 20 Jahren
ein Auftragssystem, so dass sich die Entwicklung der Aufgaben gut nachvollziehen lasse. Es
sei aber natirlich auch so, dass sich viele Aufgaben nicht nur aus diesen Auftrégen ergeben,
sondern immer wiederkehrend seien.

Rh. Putschke wies darauf hin, dass bei einer evtl. Fremdvergabe auch die Wegezeiten zu
berlicksichtigen seien. Bei einer Flachengemeinde wie Friedeburg wirden hier schnell weite
Wege fur den Bauhof zusammenkommen. Hier wiirden sich durch die externe Vergabe ggf.
Synergien ergeben.

Rh. Gierszewski fiihrte aus, dass aus seiner Sicht ein richtiger Antrag nicht vorliege. Es sei aber
trotzdem eine gute Diskussion gewesen und das Ziel der CDU sei nun ja bereits vor einer
entsprechenden Beschlussfassung erreicht worden.

Auf Nachfrage des BM stellte Rh. Griu3ing klar, dass der Antrag seitens der CDU-Fraktion damit
erledigt und ein Beschluss nicht erforderlich sei. Der Antrag werde deshalb zurtickgezogen.

TOP 7.3 Herstellung der ganzjahrigen Befahrbarkeit von in gemeindlicher
Verantwortung stehenden Radwegen (Antrag der Ratsfraktion Bindnis
90/Die Grunen vom 06.02.2021)
Vorlage: 2021-016

Rfr. Stehle erlauterte den Antrag und gab an, dass nach Auskunft von Frau Reul3-Hemken von
der Tourist-Information, die Fahrradbeauftragten der Gemeinde keine Beanstandungen der
Radwege gemeldet hatten.
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Rh. WeiRbach hatte bei dem Antrag der BUNDNIS 90/DIE GRUNEN-Gruppe lediglich ein
Problem mit der Bezeichnung ,ganzjahrig®. Dies beinhalte auch den Raumdienst im Winter.

Rh. Johansen schlug in der sich anschlieBenden Diskussion vor, wie beim
StrafRenunterhaltungsprogramm zu verfahren und die in der Gemeinde vorhandenen Radwege
jahrlich zu Gberprifen. Damit waren dann die Ortsvorsteher in der Verantwortung. Er fihrte mit
Blick auf das gemeindliche Stlick auf dem Brink aus, dass hier von jemandem versucht wurde,
die Grasnarbe zu entfernen, was die Situation verschlimmert habe. Hier musse der Weg jetzt
beschottert werden, aber ohne diesen aufzubrechen. Hier werde es aber immer wieder
Probleme mit der Grasnarbe geben.

Rh. GriRRing schlug vor, den Beschlussvorschlag entsprechend der in der Sitzung erarbeiteten
Vorschlage umzuschreiben, so dass ein mehrheitlicher Beschluss gefasst werden kénne. Eine
nachhaltige Losung sei fir Einheimische wie Touristen wiinschenswert.

Rh. Haak erklarte, dass es in Ordnung sei, dies wie bei der StralRenunterhaltung bei den
Ortsvorsteherinnen und Ortsvorstehern mit aufzunehmen. Alle Radwege zu sanieren, sei ein
Fass ohne Boden, so dass eine Prioritatenliste aufzustellen sei.

Nach entsprechendem Formulierungsvorschlag durch den BM zeigte sich Rfr. Stehle mit der
Anderung des Antrages einverstanden. Es gehe bei dem Antrag nicht darum Gefahren von
Schnee und Eis auszuschlieBen. Die Wege sollten mit in die StraBenunterhaltung
aufgenommen und entsprechend kontrolliert werden.

Der von Rh. Haak in der Sitzung mundlich gestellte und nach kurzer Aussprache wieder
zurlickgezogene Antrag, einen zusatzlichen Haushaltsansatz fiur die Uberprifung der Radwege
zu schaffen, soll als gesonderter Antrag in der nachsten Sitzung des Ausschusses behandelt
werden.

Dem wie folgt abge&nderten Antrag der Ratsfraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vom
06.02.2021 wurde mit 9-Ja-Stimmen zugestimmt:

Dem Verwaltungsausschuss wird vorgeschlagen, folgenden Beschluss zu fassen:

1. Dieses Teilstlick ist in einer Weise zu ertiichtigen, dass es mdglichst ganzjahrig
befahren werden kann.

2. Alle Radwege, die in der Verantwortung der Gemeinde stehen, sind in das
StraBenunterhaltungsprogramm mit aufzunehmen und madglichst in einen Zustand
zu versetzen, der zu einer ganzjahrigen Befahrbarkeit fuhrt.

TOP 7.4 Mdoglichkeiten von Bestattungswaldern in Friedeburg und Bentstreek
(Antrage der SPD-Ratsfraktion und des Ortsvorstehers Detlef Grif3ing)
Vorlage: 2021-022

GR Nils Janf3en stellte kurz die vorliegenden Antrage vor und gab aufgrund einer vorherigen
Anfrage von Rfr. Stehle nochmals einen Uberblick Uber die unterschiedlichen
Bestattungsformen in der Gemeinde Friedeburg.

Rh. Putschke erlauterte den Antrag der SPD-Ratsfraktion und unterstrich noch einmal den
Bedarf und die oft fehlende Mobilitat der alteren Bevdlkerung einerseits und die durch den
~otroot* vorhandenen idealen Bedingungen vor Ort andererseits.

Rh. GruRing erlauterte seinen Antrag und sprach dabei ebenfalls von guten Voraussetzungen in
seiner Ortschaft. Er sehe seinen Antrag nicht nur auf den Friedhof in Bentstreek begrenzt. Das
Angebot kénne auch auf einem anderen gemeindlichen Friedhof umgesetzt werden. Er schlug
vor, beide Antrage zusammen zu behandeln.
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Rh. Gierszewski regte ebenfalls an, weitere Friedhofe, wie z. B. Wiesede, in die Uberlegung
mit einzubeziehen. Ggf. werde es noch einen weiteren Antrag seitens der SPD-Ratsfraktion
geben.

Der BM erklarte, dass man mit der Beantwortung der Antrage natirlich auch Informationen fur
die weiteren Ortschaften gewinnen werde. Er stellte abschlielBend klar, dass nun separat Uber
die zwei vorliegenden Antrage zu entscheiden sei und bat um Abstimmung.

I.  Dem Antrag der SPD-Ratsfraktion vom 08.03.2021 wurde mit 9-Ja-Stimmen zugestimmt:

[I.  Dem Antrag von Ortsvorsteher Detlef Griif3ing vom 30.04.2021 wurde mit 9-Ja-Stimmen
zugestimmt:

Dem Verwaltungsausschuss wird vorgeschlagen, folgende Beschliisse zu fassen:

I.  Die Verwaltung wird beauftragt, Gespréche mit dem Landkreis Wittmund mit dem
Ziel zu fuhren, eine Erweiterung des Waldfriedhofes um einen Anteil zur
Waldbestattung zu ermdglichen.

II.  Die Verwaltung wird bis zur Gibernéchsten Sitzung des Ausschusses beauftragt,
folgende Informationen einzuholen und vorzustellen:

1. Ist ein Ruheforst im Waldchen des Bentstreeker Friedhofs rechtlich méglich?
2. Welche Kosten wiirden entstehen: Planung, Umsetzung, Pflege usw.?

3. Welche Einnahmen wéaren moglich: Grabstellen, Kapelle usw.?

4. Wer misste Trager sein, Gemeinde oder ein entsprechendes Unternehmen?

TOP 8 Bericht des Burgermeisters tber wichtige Angelegenheiten

Es erfolgte kein Bericht.

TOP 9 Anfragen und Anregungen

Rh. Putschke verwies auf einen aktuellen Pressebericht, dem zu entnehmen war, dass die
Stadt Wiesmoor den Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr die Kosten fiir eine C-Fahrpriifung
lediglich zum Teil erstatte. Er hob positiv hervor, dass in der Gemeinde Friedeburg die
gesamten Kosten Ubernommen wirden.

TOP 10 SchlieBung der Sitzung

Der Vorsitzende schloss um 21:15 Uhr die Sitzung.

Vorsitzender Burgermeister Protokollfiihrerin

8von 8



	Name
	Ergaenzung
	SMC_BM_SNFUNK
	Text
	Anwesenheit
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß

